
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Sebastian Münzenmaier, 
Jörg Schneider, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/30265 –

Entwicklung der Ausgaben im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch –
(Nachfrage zu der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 19/28247)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Anzahl der Regelleistungsberechtigten (RLB) hat sich von rund 7,09 Mil-
lionen im Jahresdurchschnitt 2007 auf rund 5,48 Millionen im Jahr 2019 ver-
ringert (vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundes-
tagsdrucksache 19/28247). Unter den RLB waren im Jahresdurchschnitt 2019 
rund 3,45 Millionen Personen mit deutscher und rund 1,99 Millionen mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit (ebd.). Im Zeitraum von 2007 bis 2019 redu-
zierte sich der Anteil der RLB mit deutscher Staatsangehörigkeit von 
81,8 Prozent auf 63 Prozent, während sich der Anteil der RLB mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit von 18 Prozent auf 36,3 Prozent erhöhte (ebd.).

 1. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung am 31. Dezember der 
Jahre 2007 bis 2020 jeweils die Anzahl und der Anteil der RLB ins-
gesamt sowie der RLB mit folgender Staatsangehörigkeit (bitte zusätz-
lich die absolute und relative Veränderung von 2007 auf 2020 sowie von 
2019 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,
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k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Da die folgenden Fragen 2 bis 7 auf Jahresergebnisse abstellen, wird aus Grün-
den der Vergleichbarkeit auch in Frage 1 der Jahresdurchschnitt dargestellt.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit gab 
es im Jahresdurchschnitt 2020 in Deutschland rund 5,43 Millionen Regelleis-
tungsberechtigte, darunter hatten rund 2,0 Millionen oder 37 Prozent eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 1 im Anhang zu entnehmen.

 2. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 
bis 2020 jeweils die Zahlungsansprüche von RLB auf Gesamtregelleis-
tung insgesamt sowie von RLB mit folgender Staatsangehörigkeit (bitte 
jeweils die Jahressumme und nicht den Jahresdurchschnittswert aus-
weisen und zusätzlich die absolute und relative Veränderung von 2007 
auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II sind von ver-
schiedenen Faktoren abhängig. Aus dem ermittelten Bedarf und dem zu be-
rücksichtigenden Einkommen ergibt sich der Leistungsanspruch. Durch Leis-
tungsminderungen kann sich der Anspruch reduzieren. Daraus ergibt sich der 
Zahlungsanspruch für Leistungsberechtigte.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit be-
trugen die Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten (Gesamtregel-
leistung) im Jahr 2020 bundesweit 29,32 Milliarden Euro.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 2 im Anhang zu entnehmen.
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 3. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2020 die 
Anzahl und der Anteil der Zugänge an RLB ohne vorherigen Regel-
leistungsbezug insgesamt sowie für RLB mit folgender Staatsangehörig-
keit:

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit gab 
es im Jahr 2020 rund 635.000 Zugänge in den Regelleistungsbezug von Perso-
nen ohne vorherigen Regelleistungsbezug, davon hatten rund 245.000 oder 
39 Prozent eine ausländische Staatsangehörigkeit.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 3 im Anhang zu entnehmen.

 4. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2020 der 
durchschnittliche Zahlungsanspruch von RLB auf Sozialversicherungs-
leistungen insgesamt sowie für RLB mit folgender Staatsangehörigkeit 
(bitte auch die absolute und relative Entwicklung von 2007 auf 2020 an-
geben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,
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m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Die Bundesregierung versteht die Frage so, dass nach der Höhe der Beiträge 
zur Sozialversicherung je Regelleistungsberechtigten gefragt ist. Für Regelleis-
tungsberechtigte sind (pauschalierte) Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung zu entrichten. Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeits-
losengeld II oder Sozialgeld, die gegen das Risiko Krankheit oder gegen das 
Risiko Pflegebedürftigkeit bei einem privaten Versicherungsunternehmen ver-
sichert sind, wird für die Dauer des Leistungsbezugs ein Zuschuss zum Beitrag 
geleistet; der Zuschuss ist begrenzt auf die Höhe des halbierten Beitrags für den 
Basistarif in der privaten Krankenversicherung bzw. auf die Hälfe des Höchst-
beitrags in der sozialen Pflegeversicherung. Nach Angaben der Grundsiche-
rungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit betrug der durchschnittliche Zah-
lungsanspruch von Regelleistungsberechtigten auf Sozialversicherungsbeiträge 
im Jahr 2020 bundesweit 90 Euro pro Monat.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 4 im Anhang zu entnehmen.

 5. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 der Zahlungsanspruch von RLB auf Sozialversicherungsleistungen 
insgesamt sowie von RLB mit folgender Staatsangehörigkeit (bitte die 
Jahressumme und nicht den Jahresdurchschnittswert ausweisen und zu-
sätzlich die absolute und relative Veränderung von 2007 auf 2020 an-
geben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit be-
trugen die Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten auf Sozialver-
sicherungsbeiträge im Sinne der Frage 4 im Jahr 2020 bundesweit 5,89 Mrd. 
Euro.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.
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 6. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 der gesamte Zahlungsanspruch von RLB sowie von RLB mit 
folgender Staatsangehörigkeit (bitte die Jahressumme und nicht den 
Jahresdurchschnittswert ausweisen und zusätzlich die absolute und relati-
ve Veränderung von 2007 auf 2020 angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,

m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit be-
trugen die gesamten Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten im 
Jahr 2020 bundesweit 35,47 Mrd. Euro.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 6 im Anhang zu entnehmen.

 7. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2007 bis 
2020 jeweils der Zahlungsanspruch von RLB auf Kosten der Unterkunft 
insgesamt sowie von RLB mit folgender Staatsangehörigkeit (bitte je-
weils die Jahressumme und nicht den Jahresdurchschnittswert ausweisen 
und zusätzlich die absolute und relative Veränderung von 2007 auf 2020 
angeben):

a) Deutsche,

b) Ausländer (insgesamt),

c) EU-Ausländer,

d) EU-2-Ausländer,

e) Drittstaatsangehörige,

f) Personen aus den Westbalkanstaaten (insgesamt),

g) Personen aus den Top-8-Asylherkunftsländern (insgesamt),

h) Afghanistan,

i) Eritrea,

j) Irak,

k) Iran,

l) Nigeria,
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m) Pakistan,

n) Somalia,

o) Syrien?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit be-
trugen die Zahlungsansprüche von Regelleistungsberechtigten auf Kosten der 
Unterkunft im Jahr 2020 bundesweit 14,40 Mrd. Euro.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 7 im Anhang zu entnehmen.

 8. Von welchen finanziellen Lasten bezogen auf die Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ging die Bundesregierung 
infolge ihrer Einwanderungspolitik im Jahr 2015 für die Jahre 2016 
bis 2025 aus?

a) Wenn eine solche vorausschauende Betrachtung durch die Bundes-
regierung nicht existierte, warum nicht?

b) Welche Szenarioanalysen hinsichtlich der Kostenentwicklung im 
SGB II aufgrund der Einwanderungspolitik wurden in den Jahren 
2015 bis 2020 von der Bundesregierung beauftragt, bzw. durchge-
führt, und was waren die zentralen Erkenntnisse?

c) Von welchen finanziellen Lasten bezogen auf die Leistungen nach 
dem SGB II geht die Bundesregierung infolge ihrer Einwanderungs-
politik aktuell für die Jahre 2022 bis 2030 aus?

Die Fragen 8 bis 8c werden zusammen beantwortet.
Die Bundesregierung prognostiziert fortlaufend an Hand der Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit, der Löhne und Gehälter sowie der Preise die finanzielle Ent-
wicklung des Arbeitslosengeldes II und der Kosten der Unterkunft im Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) für die Aufstellung des Bundeshaushaltes und 
des Finanzplanes. Diese Kennzahlen sind für die Haushaltsplanung hin-
reichend. Spezifische Entwicklungen wie Dynamiken im Zusammenhang von 
Flucht und Migration spiegeln sich in diesen Kennzahlen wider. Sie müssen für 
den Zweck der Haushaltsplanung nicht separat erfasst werden.

 9. Gab es aus Sicht der Bundesregierung nicht beabsichtigte Handlungs-
folgen infolge der Einwanderungspolitik (falls ja, bitte für den Zeitraum 
2014 bis 2021 ausführen)?

Die Bundesregierung verfolgt im humanitären Migrationsrecht keine „Einwan-
derungspolitik“, sondern eine Politik, die gleichermaßen den Grundsätzen der 
Ordnung, der Steuerung und der Humanität verpflichtet ist. Die Bundesregie-
rung steht zu ihren humanitären Verpflichtungen im Rahmen der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik. Das System des Flüchtlingsschutzes beruht auf internationa-
len und nationalen Schutzvorschriften. Der Kern des internationalen Flücht-
lingsschutzes ist die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 (GFK). Sie defi-
niert, warum einer Person Flüchtlingsschutz zuzuerkennen ist. Ein gestellter 
Asylantrag wird entsprechend den geltenden Vorgaben des nationalen Rechts, 
des Rechts der Europäischen Union und des Völkerrechts geprüft. Die Frage 
„nicht beabsichtigter Handlungsfolgen“ stellt sich daher nicht.
Einwanderung ist nach dem geltenden Aufenthaltsrecht für qualifizierte Fach-
kräfte aus Drittstaaten unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Auch dies 
erfolgt geordnet und gesteuert. Grundsätzlich müssen die ausländischen qualifi-
zierten Fachkräfte über eine in der Bundesrepublik Deutschland anerkannte 
Berufsqualifikation und ein konkretes Arbeitsplatzangebot verfügen; sie dürfen 
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nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen beschäftigt werden als vergleich-
bare inländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Mit dem am 1. März 
2020 in Kraft getretenen Fachkräfteeinwanderungsgesetz hat die Bundesregie-
rung zuvor noch bestehende Hürden für die Fachkräfteeinwanderung (insbeson-
dere für Drittstaatsangehörige mit qualifizierter Berufsausbildung) abgebaut. 
Neben der prioritären Hebung von inländischem und europäischem Potenzial 
ist auch die Einwanderung von Fachkräften aus Drittstaaten ein wichtiger Bei-
trag zur Bekämpfung der Fachkräfteengpässe am Arbeitsmarkt.

10. Inwiefern wäre das Wirtschaftswachstum in Deutschland schwächer aus-
gefallen, wenn es weniger Zuwanderung gegeben hätte (vgl. Antwort zu 
Frage 9 auf Bundestagsdrucksache 19/28247)?

a) Wie lässt sich diese Aussage anhand volkswirtschaftlicher Indikato-
ren stützen?

Zuwanderung schlägt sich im Erwerbspersonenpotenzial nieder. Dieses ist laut 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zwischen 2015 und 2020 um 
knapp 1,5 Millionen Personen angestiegen. Wie in Bundestagsdrucksache 
19/28247 ausgeführt, schlägt sich der Anstieg des Erwerbspersonenpotenzials 
auch in steigender Beschäftigung nieder. So ist über die Hälfte des Anstieges 
(55 Prozent) der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Höhe von 
2,55 Millionen zwischen Juni 2015 und Juni 2020 auf ausländische Staatsange-
hörige zurückzuführen. Die Bundesregierung berechnet keine kontrafaktischen 
Szenarien, in denen das Wachstum in Abwesenheit von Zuwanderung geschätzt 
wird.
Da aber die Wertschöpfung jedes Beschäftigten unabhängig von einem mög-
lichen Migrationshintergrund voll wachstumswirksam ist, ist davon auszu-
gehen, dass dem beschriebenen Anstieg der Beschäftigung auch ein entsprech-
ender Anstieg der Wirtschaftsleistung gegenübersteht.

b) In welchen fünf Branchen hat es nach Kenntnis der Bundesregierung 
das stärkste Wirtschaftswachstum infolge der Zuwanderung seit 2015 
gegeben (bitte die Entwicklung für die Jahre 2015 bis 2020 darstel-
len)?

c) In welchen fünf Berufsgruppen hat es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung den stärksten Beschäftigungszuwachs infolge der Zuwanderung 
seit 2015 gegeben (bitte die Entwicklung für die Jahre 2015 bis 2020 
darstellen)?

In den vergangenen Jahren stieg die Zahl der ausländischen Beschäftigten mit 
Staatsangehörigkeiten vorwiegend aus den neuen osteuropäischen EU-Ländern 
im Rahmen der Regelungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit, aus Griechenland, 
Italien, Portugal, Spanien (sog. GIPS-Staaten), aus den Westbalkanstaaten, aus 
den osteuropäischen Drittstaaten und aus den sogenannten (Haupt-)Asylher-
kunftsländern.
Für die Beantwortung der Frage wurde ein Aggregat aus diesen Zuwanderungs-
gruppen erstellt. Ergebnisse sind Tabelle 8 im Anhang zu entnehmen.
Personen mit den oben genannten Staatsangehörigkeiten sind in Deutschland 
am häufigsten als Beschäftigte (sozialversicherungspflichtig und ausschließlich 
geringfügig) in der Berufsgruppe „513 Lagerwirtschaft, Post, Zustellung, 
Güterumschlag“ (nach der Klassifikation der Berufe KldB 2010) tätig. Im Juni 
2020 lag die Zahl bei 360.000. Im Vergleich zu Juni 2015 hat die Beschäfti-
gungszahl hier um 173.000 oder 92 Prozent zugenommen. In keiner anderen 
Berufsgruppe gab es größere absolute Zunahmen. Es folgen die Berufsgruppen 
„521 Fahrzeugführung im Straßenverkehr“ (+102.000 oder +121 Prozent), 
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„541 Reinigung“ (+100.000 oder +44 Prozent), „321 Hochbau“ (+74.000 oder 
+92 Prozent) und „251 Maschinenbau- und Betriebstechnik“ (+46.000 oder 
68 Prozent). Über die Hälfte der Beschäftigungsgewinne entfallen auf neun Be-
rufsgruppen (vgl. Tabelle 8). Informationen zu Beschäftigten nach Staatsange-
hörigkeiten sowie Wirtschaftszweigen sind im Produkt „Beschäftigte nach 
Staatsangehörigkeiten“ der Statistik der Bundesagentur für Arbeit enthalten. 
Weitergehende Erkenntnisse liegen nicht vor.

d) Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil des Wirtschafts-
wachstums in Deutschland seit 2015 ein, der Zuwanderern zuzurech-
nen ist?

Die Bundesregierung und die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen unter-
scheiden beim Wachstum nicht nach Nationalität oder Migrationshintergrund.

11. Prognostiziert die Bundesregierung fortlaufend die Gesamtkosten von 
Flucht und Migration bei ihrer jährlichen Aufstellung des Bundeshaus-
haltes sowie der Festlegung des mehrjährigen Finanzplanes?

a) Wenn nein, warum nicht?

b) Wenn ja, wie hoch waren die Prognosen für die Jahre 2014 bis 2021, 
und wie hoch sind sie für die Jahre 2022 bis 2025?

Die Abgrenzung „Gesamtkosten von Flucht und Migration“ ist weder in funk-
tionaler noch in gruppierungsmäßiger Hinsicht ein Merkmal im Bundeshaus-
halt und kann damit nicht unmittelbar Bezugsgrundlage der Haushaltsaufstel-
lung sein. Allerdings werden seit dem Finanzbericht 2018 die flüchtlingsbezo-
genen Ausgaben und Mindereinnahmen für den jeweiligen Finanzplanungszeit-
raum in einer tabellarischen Übersicht dargestellt, der sich annäherungsweise 
ermittelte Größenordnungen für die Gesamtwirkungen im Bundeshaushalt ent-
nehmen lassen (zuletzt im Finanzbericht 2021 unter Nummer 1.3.2.12, S. 44, 
Tabelle 6).

12. Inwiefern wäre die Gründungs- und Unternehmensdynamik in Deutsch-
land schwächer ausgefallen, wenn es weniger Zuwanderung gegeben 
hätte (vgl. Antwort zu Frage 9 auf Bundestagsdrucksache 19/28247)?

a) Wie viele der von der Bundesregierung angegebenen 160 000 Grün-
dungen gehen auf Zuwanderer zurück, die nach 2014 nach Deutsch-
land gekommen sind?

b) In welchen fünf Branchen hat es nach Kenntnis der Bundesregierung 
die stärkste Gründungs- und Unternehmensdynamik infolge der Zu-
wanderung seit 2015 gegeben (bitte die Entwicklung für die Jahre 
2015 bis 2020 darstellen)?

c) In welchen fünf Berufsgruppen hat es nach Kenntnis der Bundes-
regierung die stärkste Gründungs- und Unternehmensdynamik in-
folge der Zuwanderung seit 2015 gegeben (bitte die Entwicklung für 
die Jahre 2015 bis 2020 darstellen)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.

d) Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil des Wirtschafts-
wachstums in Deutschland seit 2015 ein, der Zuwanderern zuzurech-
nen ist?

Siehe hierzu Antwort auf Frage 10d.
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13. Hat die Einwanderungspolitik zu einer stärkeren Nachfrage nach Wohn-
raum und damit zu einer Wohnraumverknappung geführt (bitte für die 
Jahre 2015 bis 2020 ausführen und auf die urbanen sowie ländlichen 
Räume getrennt eingehen)?

a) Wie viele Personen hatten am Stichtag 31. Dezember der Jahre 2015 
bis 2020 einen Anspruch auf Kosten der Unterkunft (bitte nach Deut-
schen, Ausländern, EU-Angehörigen, Drittstaatsangehörigen, Top-8-
Asylherkunftsländern differenzieren)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit hat-
ten im Dezember 2020 rund 5,11 Millionen Regelleistungsberechtigte einen 
Zahlungsanspruch auf Kosten der Unterkunft.
Weitere Ergebnisse sind Tabelle 9 im Anhang zu entnehmen.

b) Wie viele Personen hatten am Stichtag 31. Dezember der Jahre 2015 
bis 2020 einen Anspruch auf Wohngeld (bitte nach Deutschen, Aus-
ländern, EU-Angehörigen, Drittstaatsangehörigen, Top-8-Asylher-
kunftsländern differenzieren)?

Die Zahl der Wohngeldhaushalte zum 31. Dezember belief sich im Jahr 2015 
auf 460.000 Personen, im Jahr 2016 auf 631.000 Personen, im Jahr 2017 auf 
592.000 Personen, im Jahr 2018 auf 548.000 Personen und im Jahr 2019 auf 
504.000 Personen. Für das Berichtsjahr 2020 liegen derzeit noch keine Ergeb-
nisse der amtlichen Wohngeldstatistik vor. Die Staatsangehörigkeit der Wohn-
geldempfängerinnen und -empfänger wird in der amtlichen Wohngeldstatistik 
nicht erfasst.
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